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Sehr geehrte Damen und Herren,

das Steuerrecht entwickelt sich stetig weiter. Als kompetenter Partner möchten wir Ihnen möglichst viel Transparenz bieten und

Sie über die wichtigsten Änderungen aus den Bereichen Steuern, Recht und Wirtschaft kompakt und verständlich informieren.

Falls Sie mehr zu einem Thema erfahren möchten, finden Sie oberhalb eines jeden Artikels einen weiterführenden Link. Dieser

führt Sie zu dem Bereich "Steuernews" auf unserer Internetseite.

Bei Fragen zu den angesprochenen Themen, für Lob oder auch Kritik sind wir sehr gerne persönlich für Sie da. Sprechen Sie

uns einfach an oder schreiben Sie uns.

Am 21.04.2026, 18.00 Uhr, laden wir zu einem kostenlosen Präsenz-Seminar„Wohnraummietrecht aus Vermie-

tersicht – gesetzliche Hürden und wie man sie überwindet“ zur VRT Bonn ein. Referent ist unser Partner* und

Rechtsanwalt Florian Richter, der u.a. Praxistipps zur rechtsicheren Mieterhöhung im Wohnraummietrecht, zu Eigenbedarfskün-

digungen und zur Beendigung von Wohnraummietverträgen gibt. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt. Wir bitten um Anmeldung

bis zum 17.04.2026 unter folgendem Link: https://www.vrtonline.de/seminar/kostenloses-praesenzseminar-wohnraummiet-

recht-aus-vermietersicht/

Volker Dudek 

Bleiben Sie informiert und folgen Sie der VRT auf LinkedIN – Facebook – Instagram – Xing

Ihre Experten dieser Ausgabe

Sabrina Rode
Steuerberaterin, Partnerin*

Tel +49 (0) 228 26792-0
Fax +49 (0) 228 26792-30
E-Mail s.rode@vrt.de

Doris Knape
Steuerberaterin

Tel +49 (0) 228 26792-0
Fax +49 (0) 228 26792-30
E-Mail d.knape@vrt.de

Sandy Gebser
Steuerberaterin

Tel +49 (0) 2226 9209 99
E-Mail s.gebser@vrt.de

Alex Flach
Steuerberater, Partner

Tel +49 (0) 2226 9209 0
Fax +49 (0) 2226 9209 99
E-Mail a.flach@vrt.de

Lilian Kühler
Rechtsanwältin

Tel +49 (0) 228 26792-400
Fax +49 (0) 228 26792-499
E-Mail l.kuehler@vrt.de

Florian Richter
Rechtsanwalt, Partner*

Tel +49 (0) 228 26792-408
Fax +49 (0) 228 26792-499
E-Mail f.richter@vrt.de

* Nicht Partner/in im Sinne des PartGG

Dipl.-Kfm. Dr. Volker Dudek 
Steuerberater, Fachberater für die Umstrukturierung 
von Unternehmen (IFU / ISM gGmbH),
Partner

v.dudek@vrt.de

https://www.linkedin.com/company/vrt-linzbach-l%C3%B6cherbach-und-partner
https://www.facebook.com/SteuerberaterWirtschaftsprueferRechtsanwaelte
https://www.instagram.com/vrt_steuerberater/
https://www.xing.com/pages/vrtlinzbachlocherbachundpartnermbb
https://www.vrtonline.de/seminar/kostenloses-praesenzseminar-wohnraummietrecht-aus-vermietersicht/
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Wichtiges zur Offenlegung (insbesondere bei kleinen
Kapitalgesellschaften und Kleinstkapitalgesellschaften)

Offenlegungspflichtige Gesellschaften (ins-

besondere AG, GmbH und GmbH & Co. KG)

sind zur Offenlegung ihrer Rechnungsunter-

lagen verpflichtet. Die Art und Weise sowie

der Umfang der Offenlegung hängen ent-

scheidend von der Unternehmensgröße ab.

Nachfolgend sind einige Informationen für

die Offenlegung bei kleinen Kapitalgesell-

schaften und Kleinstkapitalgesellschaften

aufgeführt.

Fristen und Ordnungsgeld

Die Unterlagen sind spätestens ein Jahr

nach dem Abschlussstichtag des Ge-

schäftsjahrs zu übermitteln, auf das sie sich

beziehen. Kommt das Unternehmen der

Pflicht zur Offenlegung nicht rechtzeitig oder

nicht vollständig nach, leitet das Bundesamt

für Justiz (BfJ) ein Ordnungsgeldverfahren

ein. Das Unternehmen wird aufgefordert,

innerhalb einer sechswöchigen Nachfrist

den gesetzlichen Offenlegungspflichten

nachzukommen. Gleichzeitig droht das BfJ

ein Ordnungsgeld an. Entspricht das Unter-

nehmen der Aufforderung nicht, wird das

Ordnungsgeld festgesetzt.

Beachten Sie: Ordnungsgeldandrohun-

gen und Ordnungsgeldfestsetzungen kön-

nen so lange wiederholt werden, bis die

Veröffentlichung erfolgt ist. Die Ordnungs-

gelder werden dabei schrittweise erhöht.

Mit der Androhung werden den Beteiligten

die Verfahrenskosten auferlegt. Diese ent-

fallen nicht dadurch, dass der Offenlegungs-

pflicht innerhalb der gesetzten Nachfrist

nachgekommen wird. ...

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Bundessteuerberaterkammer
veröffentlicht neuen FAQ-Katalog
zur digitalen Aufbewahrung

Die Bundessteuerberaterkammer (BStBK) hat einen neuen

FAQ-Katalog zur allgemeinen digitalen Aufbewahrung veröf-

fentlicht. Er bündelt häufige Fragen zu handels- und steuer-

rechtlichen Aufbewahrungspflichten (inklusive GoBD), zur

digitalen Archivierung von Dokumenten sowie zu ausgewähl-

ten Aspekten der DSGVO.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Analyse: Fachkräfte selbst
auszubilden lohnt sich!

Ausbilden kostet – vor allem Zeit und damit letztlich auch

Geld. Doch viele Zahnarztpraxen erleben die Ausbildung

von eigenen ZFA gerade als ihre einzige Chance im Kampf

um Fachkräfte. Dass sie damit auch finanziell nicht ganz

falsch liegen, zeigt eine aktuelle Analyse des Bundesinstituts

für Berufsbildung (BIBB) in Bonn.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Sabrina Rode
s.rode@vrt.de

IHRE EXPERTIN

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=114850792
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=114850796
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=114850800


Steuerstundungsmodell mit
vervierfachtem Höchstbetrag nutzen

§ 6b EStG gestattet Ihnen, stille Reserven steuerneutral auf

andere Wirtschaftsgüter zu übertragen und so eine Steuer-

stundung zu erreichen. Bei der Veräußerung von Anteilen an

Kapitalgesellschaften war dieses Modell auf 500.000 Euro

begrenzt. Das hat sich durch das Standortfördergesetz ge-

ändert, der Höchstbetrag beträgt jetzt zwei Mio. Euro.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Kapitalwahlrecht bei Direktversicherung:
BFH gewährt Fünftel-Regelung nicht

Bei Auszahlungen aus einer betrieblichen Altersversorgung

(bAV) im Durchführungsweg Direktversicherung kann die

Fünftel-Regelung nicht angewendet werden. Sprich: Die Ka-

pitalauszahlung kann nicht nach § 34 EStG ermäßigt besteu-

ert werden? Das hat der BFH entschieden.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Datum auf Arbeitszeugnis steht
nicht im Belieben der Parteien

Darf das Arbeitszeugnis ein anderes Datum tragen als den

Beendigungszeitraum des Arbeitsverhältnisses? Hierzu ent-

schied jetzt das Landesarbeitsgericht (LAG) Köln. Warum?

Ein Arbeitszeugnis, das ein anderes Datum als den Beendi-

gungszeitpunkt des Arbeitsverhältnisses trägt, könnte darauf

hindeuten, dass das Arbeitsverhältnis nicht einvernehmlich

beendet wurde. Verständlicherweise möchten Arbeitnehmer

diesen Eindruck vermeiden. 

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=114565627
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=114302918
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113984242
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Steueränderungsgesetz 2025 – Änderungen im Umsatzsteuerrecht

Das Steueränderungsgesetz 2005 vom

22.12.2025 (BGBl I Nr. 363 vom 23.12.25)

hat auch zu Änderungen des UStG geführt.

Die Änderungen sind dieses Mal überschau-

bar – wie das Gesetz insgesamt.

Steuerermäßigung für Restaurant-

und Verpflegungsdienstleistungen

(§ 12 Abs. 2 Nr. 15 UStG)

Als temporäre Krisenmaßnahme unterlagen

Restaurant- und Verpflegungsdienstleistun-

gen, mit Ausnahme der Abgabe von Geträn-

ken, bereits vom 1.7.2020 bis 31.12. 2023

dem ermäßigten Steuersatz. Seit dem

1.1.2024 gilt für diese Leistungen wieder der

Regelsteuersatz.

Durch die Änderung des § 12 Abs. 2 Nr. 15

UStG werden Restaurant- und Verpfle-

gungsdienstleistungen, mit der Ausnahme

der Abgabe von Getränken, die nach dem

31.12.2025 erbracht werden, nunmehr

dauerhaft dem ermäßigten Umsatzsteuer-

satz unterworfen.

Ziel der Maßnahme ist die wirtschaftliche

Unterstützung der Gastronomiebranche.

Außerdem sollen Wettbewerbsverzerrun-

gen vermieden werden, da gelieferte oder

mitgenommene Speisen bereits dem ermä-

ßigten Umsatzsteuersatz unterliegen.

Durch die dauerhafte Steuersatzsenkung für

Speisen in der Gastronomie entfallen zudem

Abgrenzungsschwierigkeiten (z. B. bei Ca-

teringleistungen, bei Kita- und Schulessen

oder bei der Krankenhausverpflegung), die

in der Vergangenheit daraus resultierten,

dass Lieferungen von Lebensmitteln mit

wesentlichen  Dienstleistungselementen

dem regulären Umsatzsteuersatz, ohne

wesentliche Dienstleistungselemente je-

doch dem ermäßigten Umsatzsteuersatz

unterlagen (Gesetzentwurf der Bundesre-

gierung 6.10.25, BR-Drs. 21/1974). ...

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Umsatzsteuer: Änderung der
rechtlichen Beurteilung

Die Oberfinanzdirektion Baden-Württemberg betont, dass

eine Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG nur möglich

ist, wenn sich die rechtliche Beurteilung ändert und die

Steuerfestsetzung des Abzugsjahres bestandskräftig ist.

Liegt der Fehler bereits im Abzugsjahr, kann die Berichti-

gung erst ab dem Jahr erfolgen, in dem eine Änderung ab-

gabenrechtlich ausgeschlossen ist.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Neuer FAQ-Katalog zum Kassengesetz

Das Bundesfinanzministerium hat die FAQ zum Kassenge-

setz (Stand: 19.1.2026) aktualisiert. Sie erläutern, wie das

Gesetz praktisch umgesetzt wird, welche Pflichten für elek-

tronische Kassen gelten und welche Anforderungen an Be-

legausgabe, digitale Schnittstellen und die zertifizierte tech-

nische Sicherheitseinrichtung (TSE) bestehen.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Doris Knape
d.knape@vrt.de

IHRE EXPERTIN

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=114850813
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113984176
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=114185721
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Sandy Gebser
s.gebser@vrt.de

IHRE EXPERTIN

Photovoltaik 2026: Welche Förderungen
Eigentümer jetzt nutzen können

Eine Photovoltaikanlage erfordert zunächst eine erhebliche

Investition, häufig im fünfstelligen Bereich. Um den Ausbau

erneuerbarer Energien zu fördern, unterstützen Bund, Länder

und viele Kommunen private Eigentümer jedoch mit ver-

schiedenen Instrumenten. Dazu zählen steuerliche Vergüns-

tigungen, zinsgünstige Darlehen und laufende Vergütungen

für eingespeisten Strom.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Schuldzinsen bei Grundstücksverkauf:
Kaufpreisverwendung steuerlich
entscheidend

Wird ein vermietetes Grundstück bei Anschaffung oder Her-

stellung fremdfinanziert, sind die anfallenden Schuldzinsen

als Werbungskosten bei der Ermittlung der Einkünfte aus

Vermietung und Verpachtung abziehbar. Die Situation ändert

sich jedoch dann, wenn der Steuerpflichtige das Grundstück

veräußert und nach der Veräußerung weiterhin Schuldzinsen

anfallen. 

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Neues BMF-Schreiben zu Erhaltungsaufwendungen bzw.
Anschaffungskosten oder anschaffungsnahen Herstellungskosten

Vermieter von privaten und betrieblichen

Immobilien sowie Unternehmen, die selbst

genutzte Immobilien modernisieren oder

instand setzen, erleben steuerlich oftmals

eine böse Überraschung. Die Rede ist da-

von, dass das Finanzamt die bisher als

Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben

berücksichtigten Aufwendungen zur In-

standsetzung bzw. Modernisierung in An-

schaffungskosten bzw. Herstellungskosten

umqualifizieren und diese nur im Rahmen

der Gebäudeabschreibung berücksichtigen

will. Ein aktuelles BMF-Schreiben vom

26.1.2026 (IV C 1 – S 2253/00082/001/

064) grenzt nun ausführlich ab, wann Erhal-

tungsaufwendungen bzw. Anschaffungs-

kosten oder anschaffungsnahe Herstel-

lungskosten vorliegen.

Überblick über die wichtigsten Aus-

sagen des BMF-Schreibens

In den folgenden Passagen beleuchten wir

die interessantesten Aussagen in dem

neuen BMF-Schreiben vom 26.1.2026.

Wichtig: Die bisherigen BMF-Schreiben zu

dieser Thematik vom 18.7.2003 (IV C 3 - S

2211 - 94/03) und vom 20.10.2017 (IV C 1 -

S 2171 c/09/10004: 006) werden durch das

neue BMF-Schreiben vom 26.1.2026 er-

setzt. Dieses neue Schreiben ist in allen

offenen Fällen anzuwenden. Bei Sanierun-

gen in Raten, die im Zeitpunkt der Veröffent-

lichung dieses BMF-Schreibens noch nicht

vollendet sind, verkürzen sich die Betrach-

tungszeiträume für die Vermutungsregel auf

drei Jahre. ...

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=114220727
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113984269
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=114850884


Täuschung beim Hauskauf: Käuferin darf
Kaufvertrag rückgängig machen

Zeigen sich nach dem Kauf einer gebrauchten Immobilie

gravierende Schäden oder Probleme mit der Baugenehmi-

gung, hat der Erwerber oft keine Handhabe, gegen den Ver-

käufer vorzugehen. Denn in praktisch allen Hauskaufverträg-

en findet sich ein Ausschluss der Haftung für Mängel jegli-

cher Art. Der Käufer muss dann die Kosten der Mangelbe-

seitigung selbst tragen. 

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Darum sind digitale Kampagnen und eine
Karriere-Seite für die Praxis Pflicht! 

Mit Blick auf die Zahlen des Statistischen Bundesamtes wird

einmal mehr deutlich, dass Personalmarketing in jedem

Wirtschaftszweig in Deutschland ein Dauerthema bleiben

wird, um den eigenen Personalbedarf adäquat, zeitnah und

im Idealfall nachhaltig zu decken. Denn zum einen werden

dem deutschen Arbeitsmarkt durch das Ausscheiden der

Babyboomer (geboren ca. 1955–1969) alsbald knapp ein

Drittel der heutigen Erwerbspersonen fehlen. 

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Freigebige Zuwendung: Vorsicht bei der
Darlehensgewährung unter Verwandten

Zinslose oder niedrig verzinsliche Darlehen unter Angehöri-

gen gelten oft als freigebige Zuwendungen nach § 7 Abs. 1

Nr. 1 ErbStG. Maßgeblich ist der kapitalisierte Nutzungsvor-

teil – bei zinslosen Darlehen meist 5,5 % der Summe. Abwei-

chende marktübliche Zinssätze sind möglich, wenn sie für

vergleichbare Darlehen feststehen. Praktisch heißt das: Dar-

lehensverträge schriftlich regeln, Laufzeit, Tilgung, Sicherhei-

ten und Zweck klar festlegen und bei Kettendarlehen Kondi-

tionen so gestalten, dass Freibeträge optimal genutzt und

Steuerbelastungen minimiert werden.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113984217
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113984183
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113984255
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Alex Flach
a.flach@vrt.de

IHR EXPERTE

Gewerbliche Beteiligungseinkünfte führen nicht zwingend zu
Einkünften aus Gewerbebetrieb

Der BFH (6.6.19, IV R 30/16) hatte entschie-

den, dass es bei gewerblichen Beteiligungs-

einkünften zwar einkommensteuerlich zur

gewerblichen Abfärbung kommt (§ 15 Abs.

3 Nr. 1 EStG), aber auch erklärt, dass dies

nicht auf die Gewerbesteuer durchschlägt.

Die Finanzverwaltung wehrte sich gegen

diese Auffassung mit einem Nicht-Anwen-

dungserlass (1.10.20, BStBl I 20, 1032), den

sie aber mit gleich lautenden Ländererlas-

sen vom 5.11.25 (FinMin Baden-Württem-

berg 5.11.25, FM3-G 1401-2/6, FMN-

R202501901) zurückgenommen hat. Der

Beitrag beleuchtet, was das für die Beratung

von  Freiberufler-Personengesellschaften

bedeutet.

1. Entwicklung der Rechtsprechung

Das Urteil des BFH (6.6.19, IV R 30/16)

behandelt die (Aufwärts-)Abfärbewirkung

gewerblicher Beteiligungseinkünfte gemäß

§ 15 Abs. 3 Nr. 1 Alternative 2 EStG. Die

Aufwärtsabfärbung bewirkt, dass alle Ein-

künfte einer Personengesellschaft als Ein-

künfte aus Gewerbebetrieb gelten, wenn die

Gesellschaft gewerbliche Einkünfte aus ei-

ner Beteiligung an einer gewerblichen Mit-

unternehmerschaft bezieht.

Der BFH entschied, dass es keine Gering-

fügigkeitsgrenze gibt, bis zu der gewerbli-

che Beteiligungseinkünfte nicht auf die üb-

rigen Einkünfte einer Personengesellschaft

abfärben. Jede Beteiligung, aus der gewerb-

liche Einkünfte erzielt werden, führt zur

Umqualifizierung aller Einkünfte der Gesell-

schaft in solche aus Gewerbebetrieb. Die

Abfärberegelung ist einkommensteuer-

rechtlich verfassungsgemäß, da sie der

Vereinfachung der Einkünfteermittlung

dient.  ...

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Zusammenballung von Einkünften
durch Corona-Finanzhilfen

Erhält ein Gewerbetreibender Finanzhilfen zur Abmilderung

der wirtschaftlichen Folgen der Einschränkungen infolge der

Covid-19-Pandemie, die in dem Veranlagungszeitraum ge-

winnerhöhend erfasst werden, für den sie bewilligt worden

sind, fehlt es an der für die Annahme außerordentlicher Ein-

künfte erforderlichen Zusammenballung von Einkünften.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Rückzahlung von Corona-Soforthilfe erst
bei Zahlungsabfluss Betriebsausgabe

Der Bundesfinanzhof hat bei der Versteuerung von Corona-

Soforthilfen Folgendes herausgestellt: Zum einen handelt es

sich um steuerpflichtige Betriebseinnahmen. Zum anderen

ist eine Rückzahlung bei Einnahmen-Überschussrechnern

erst im Jahr der Rückzahlung als Betriebsausgabe zu er-

fassen.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=114850900
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113984180
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=114852714
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ZFA starrt während der Arbeit ständig ins Handy?
So vereinbaren Sie ein Handyverbot!

Die Nutzung von privaten Mobiltelefonen

kann sich negativ auf die Arbeitsatmosphä-

re in der Zahnarztpraxis auswirken. Ständig

piept es irgendwo, weil sich eine News-App

meldet oder das Handy brummt, weil eine

SMS oder WhatsApp-Nachricht eingegan-

gen ist. Jedes Mal wird dabei der Arbeitneh-

mer – sowie auch die anderen Kollegen im

Raum – bei der Arbeit gestört. Gravierender

für Arbeitgeber ist jedoch der effektive Ar-

beitszeitverlust. Lesen Sie, wie Sie ein Han-

dyverbot durchsetzen können.

Klare Ansage machen, die für alle gilt

Grundsätzlich gilt: Eine bisherige Duldung

durch den Arbeitgeber in der Vergangenheit

hat für den Entschluss des Arbeitgebers,

zukünftig ein Verbot auszusprechen, keine

Auswirkungen. Zahnärztinnen und Zahnärz-

te, die in ihrer Praxis ein Handyverbot

durchsetzen wollen, sollten ihre Vorgaben

klar verständlich und rechtssicher ausfor-

mulieren und allen Mitarbeitern schriftlich

zugänglich machen. Letzteres ist wichtig,

denn bei der Einführung eines Handyver-

bots ist das Gleichbehandlungsprinzip ein-

zuhalten: Entweder wird für die gesamte

Praxis die Handynutzung untersagt oder gar

nicht. In Pausenzeiten oder bei Notfällen

müssen ZFA und angestellte Kolleginnen

und Kollegen ihr Smartphone auch in der

Praxis nutzen dürfen.

Ein Handyverbot muss durch den Arbeitge-

ber "verkündet" werden.  ...
Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Abgeltung von Urlaubstagen bei
Kündigung: Normaler Lohn oder
steuerbegünstigt?

Sind Abgeltungszahlungen für nicht genommenen Urlaub

bei Kündigungen steuerbegünstigt? Nachdem das Finanz-

amt und das FG Münster eine Tarifermäßigung nach § 34

EStG abgelehnt haben, muss nun der Bundesfinanzhof klä-

ren, ob es sich bei der Urlaubsabgeltung um außerordentli-

che Einkünfte i. S. v. § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG handelt. Dabei

steht insbesondere im Streit, ob die Zusammenballung der

Auszahlung im Beendigungsjahr eine begünstigte Besteue-

rung rechtfertigen kann.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Probezeitkündigung im befristeten
Arbeitsverhältnis

Für die Verhältnismäßigkeit einer vereinbarten Probezeit in

einem befristeten Arbeitsverhältnis nach dem Teilzeit- und

Befristungsgesetz (hier: § 15 Abs. 3 TzBfG) gibt es keinen

Regelwert. Vielmehr ist stets eine Einzelfallabwägung unter

Berücksichtigung der erwarteten Dauer der Befristung und

der Art der Tätigkeit durchzuführen. So hat es das Bundesar-

beitsgericht (BAG) entschieden.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Lilian Kühler
l.kuehler@vrt.de

IHRE EXPERTIN

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=114850933
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113984125
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113984245


11

Florian Richter
f.richter@vrt.de

IHR EXPERTE

Getrenntes Ehepaar: Beim "Nest-
Wechselmodell" ist die
Zweitwohnungssteuer unzulässig

Das Verwaltungsgericht Weimar hat eine Zweitwohnungs-

steuersatzung für nichtig erklärt, soweit sie getrennt lebende

Eltern im Nest- oder Wechselmodell belastet. Die fehlende

Ausnahme verstößt gegen den grundgesetzlichen Schutz

von Ehe und Familie sowie gegen den Gleichbehandlungs-

grundsatz.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Erster rechtskräftiger Bußgeldbescheid
wegen Mietpreisüberhöhung

Das Wohnungsamt des Berlin Friedrichshain-Kreuzberg hat

erstmals einen rechtskräftigen Bußgeldbescheid wegen

Mietpreisüberhöhung nach § 5 WiStG durchgesetzt. Im

Streitfall lag die Miete rund 190 Prozent über der ortsübli-

chen Vergleichsmiete, sodass ein Bußgeld sowie die Rück-

zahlung des unzulässig erzielten Mehrerlöses festgesetzt

wurden.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Kautionsrückzahlung: Vernachlässigte Wohnung
muss gründlich gereinigt werden

Ist eine Wohnung besenrein zurückzuge-

ben, genügt in der Regel ein bloßes Ausfe-

gen. Hat der Mieter die Räume aber über

längere Zeit nicht gereinigt, sind insbeson-

dere Küche und Sanitärräume in hygienisch

gebrauchsfähigem Zustand zurückzuge-

ben. Darüber hinaus sind deutlich ver-

schmutzte Fenster zu putzen und Staub,

Ablagerungen und Spinnengewebe zu ent-

fernen. So entschied das Amtsgericht (AG)

Rheine.

Wohnung stark verschmutzt

Nach Beendigung des Mietverhältnisses

verlangte der Mieter Abrechnung und Rück-

zahlung der Kaution. Der Vermieter rechne-

te mit Schadenersatzansprüchen auf. Die

Wohnung sei im Innen- und Außenbereich

stark verschmutzt gewesen. Zahlreiche

Räume hätten Spinnweben und Staubanhaf-

tungen aufgewiesen, Türen seien ver-

schmutzt gewesen, Terrasse und Treppen-

haus nicht gefegt, Dachüberstand und Kel-

lerschacht verunreinigt. Es habe deshalb

einer Grundreinigung bedurft. Der Mieter

hielt dem entgegen, die Wohnung in einem

besenreinen und abnahmefähigen Zustand

zurückgegeben zu haben. Zur Reinigung

des Dachbodens oder des Kellerschachtes

sei er nicht verpflichtet gewesen.

"Besenrein" genügt

Im Regelfall genüge die Rückgabe einer

besenreinen Wohnung. Ein bloßes Ausfe-

gen reicht grundsätzlich aus, so das AG.

Anders sei es jedoch, wenn die Wohnung

über längere Zeit nicht gereinigt worden sei.

Küche und Sanitärräume müssten sich in

einem hygienisch gebrauchsfähigen Zu-

stand befinden.  ...

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113984236
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113984238
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=114850947
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Zahlungstermine

* Letzter Tag der Zahlungsschonfrist, nicht für Bar- u. Scheckzahler. Zahlungen mit Scheck sind erst drei Tage nach dessen Eingang bewirkt.

Freitag, 10.04. (Frist 13.04.)

Lohnsteuer

Umsatzsteuer

Dienstag, 28.04.
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